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Arbeitnehmerentsendung aus EU-/EWR-Staaten nach Österreich 

 

Folgende vier Grundfreiheiten stellen die Grundlage des gemeinsame europäischen Binnenmarktes dar: Perso-

nenfreizügigkeit, Warenverkehrsfreiheit, Kapitalverkehrsfreiheit und Dienstleistungsfreiheit. 

 

Die EU-Arbeitnehmerfreizügigkeit (Art 39 Abs 1 EG-Vertrag) gehört zur Grundfreiheit der Personenfreizügigkeit 

und garantiert grundsätzlich jedem EU-Bürger das Eingehen eines Beschäftigungsverhältnisses bei jedem in der 

EU niedergelassenen Unternehmen unter denselben Bedingungen wie ein Inländer. Diese ist nicht Gegenstand 

dieser Abhandlung. 

 

Auf den folgenden Seiten wird die EU-Dienstleistungsfreiheit näher erörtert. Die EU-Dienstleistungsfreiheit 

(Art 49 ff EG-Vertrag) gewährt einem EU-Unternehmer das Recht, Leistungen mit Hilfe eigener Arbeitnehmer in 

einem anderen Mitgliedsstaat zu erbringen. Dazu werden Arbeitnehmer für einen projektbezogenen und zeitlich 

befristeten Einsatz in einen anderen EU-Mitgliedsstaat entsandt. 

 

Vorab ist dem ausländischen Unternehmer zu empfehlen, eine Anfrage an den so genannten einheitlichen An-

sprechpartner www.eap.gv.at zu stellen. Für jedes österreichische Bundesland gibt es zuständige einheitliche 

Ansprechpartner. Dieser ist verpflichtet eine Stellungnahme abzugeben (Dauer ca. 15 Werktage), welche Stan-

dards bei der Entsendung einzuhalten sind. Der Zuständigkeitsbereich wird abhängig von der jeweilig gestellten 

Anfrage eingeteilt. Der einheitliche Ansprechpartner kann zB Auskunft im Gewerberecht geben. Des Weiteren 

können veranstaltungs- und verwaltungsrechtliche Fragen das jeweilige Bundesland betreffend geklärt werden. 

Keine Auskünfte können im Bereich Sozialversicherungs- und Steuerrecht erteilt werden. 

 

1. Gewerberechtliche Voraussetzungen 

Bei einer grenzüberschreitenden Erbringung von Dienstleistungen müssen grundsätzlich die jeweiligen gewerbe-

rechtlichen Bestimmungen des EU-/EWR-Staates, in dem die Dienstleistung erbracht wird, eingehalten werden. 

 

Die gewerberechtlichen Bestimmungen sind in allen EU-Mitgliedsstaaten unterschiedlich und können bei den 

Außenhandelsstellen der Wirtschaftskammer erfragt werden. Grundsätzlich ist keine Anmeldung für ein freies 

Gewerbe (abrufbar unter 

http://www.bmwfj.gv.at/Berufsausbildung/LehrlingsUndBerufsausbildung/Documents/Bundeseinheitliche%20Liste

%20der%20freien%20Gewerbe.pdf) bei der Gewerbebehörde notwendig. Für reglementierte Gewerbe (in der 
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Gewerbeordnung aufgelistet, abrufbar unter 

http://www.bmwfj.gv.at/Unternehmen/Gewerbe/Documents/Liste%20reglementierter%20Gewerbe.pdf) ist jedoch 

ein Befähigungsnachweis nötig. Der Unternehmer kann sich die fachliche Qualifikation mittels einer EWR-

Bescheinigung bestätigen lassen. 

 

Der Befähigungsnachweis entfällt für grenzüberschreitende Dienstleistungen, wenn 

 die gewerbliche Tätigkeit im Niederlassungsmitgliedstaat reglementiert ist oder 

 eine reglementierte Ausbildung vorliegt oder 

 der Dienstleister die gewerbliche Tätigkeit mindestens zwei Jahre während der vorhergehenden zehn 

Jahre im Niederlassungsstaat ausgeübt hat. 

 

Für freie Gewerbe müssen bei einer Arbeitnehmerentsendung über die allgemeinen Bestimmungen der Gewer-

beordnung hinaus (kein Vorliegen von allgemeinen Ausschlussgründen) keine Befähigungsnachweise (Zeugnis-

se, Diplome, etc) erbracht werden. Als Befähigungsnachweis ist die Ausübung der Tätigkeit im Ansässigkeits-

staat ausreichend. Im Bereich der reglementierten Gewerbe ist der Nachweis der Berechtigung nach den öster-

reichischen Bestimmungen für die Gewerbeausübung notwendig (Befähigungsnachweis). Im Fall von Entsen-

dung von Arbeitern im Bereich zB der Holzschlägerung und Holzbringung liegt kein reglementiertes Gewer-

be vor. 

 

Bei Tätigkeiten auf dem Gebiet von reglementierten Gewerben ist in jedem Fall eine Anzeige über die Erbrin-

gung grenzüberschreitender Dienstleistungen bzw. deren Kenntnisnahme durch das Bundesministerium für 

Wirtschaft, Familie und Jugend erforderlich. Diese Anzeige ist einmal jährlich zu erneuern, wenn das Unterneh-

men beabsichtigt, während des betreffenden Jahres in Österreich Dienstleistungen zu erbringen. 

 

Erst nachdem ein positiver Bescheid ergangen ist, ist das Unternehmen unter 

https://dlr.bmwfj.gv.at/Search/SearchCompany.aspx aufgelistet und das Unternehmen kann Dienstleistungen in 

Österreich erbringen. In das reglementierte Gewerbe Elektrotechnik fallen zum Beispiel Starkstromelektriker bzw. 

Freileitungsmonteure. Des Weiteren ist in diesem Fall gem. § 94 (1) iVm § 95 GewO von einem Sicherheitsge-

werbe auszugehen, welches einer Zuverlässigkeitsprüfung bedarf. 

 

Die Zuverlässigkeitsprüfung – Unterlagen müssen in beglaubigter und übersetzter Form beigelegt werden – bein-

haltet vor allem einen Vergleich der Ausbildungsinhalte in Österreich mit jenen im Ausland. Ist die Ausbildung 

schwächer, kann ein positiver Bescheid erst nach Erfüllung von Auflagen erteilt werden. Die Antragsprüfung 

dauert im Schnitt einen Monat. 

 

Eine grenzüberschreitende Dienstleistungserbringung liegt dann nicht mehr vor, wenn das ausländische Unter-

nehmen systematisch und schwerpunktmäßig nach Ausübungstätigkeiten in Österreich sucht. In diesem Fall wird 

eine Niederlassung begründet. Niederlassung bedeutet, dass in kontinuierlicher Weise am Wirtschaftsleben des 

anderen Mitgliedsstaates teilgenommen wird. Eine Niederlassung ist durch die Errichtung von Agenturen, Zweig-

niederlassungen oder Tochtergesellschaften gegeben. 
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2. Arbeitsmarktrechtliche Bestimmungen 

Entsendet ein Arbeitgeber mit Betriebssitz im EU-/EWR-Raum EU-/EWR-Bürger (ausgenommen Rumänen und 

Bulgaren) nach Österreich, sind keine arbeitsmarktbehördlichen Bewilligungen bzw. Bestätigungen erforder-

lich. Daher ist keine gesonderte Antragstellung durch den inländischen Arbeitgeber beim Arbeitsmarktservice 

erforderlich. Werden jedoch Rumänen, Bulgaren oder Drittstaatenangehörige entsandt, ist eine EU-

Entsendebestätigung erforderlich. 

 

Drittstaatsangehörige (sowie Rumänen und Bulgaren) müssen der Zentralen Koordinationsstelle das nunmeh-

rige Webformular, einen Werkvertrag (Arbeitsauftrag), einen Nachweis über Entlohnung, das A1-Formular, eine 

Passkopie, eine Aufenthaltsbewilligung bzw. Bestätigung über den Zugang zum Arbeitsmarkt im jeweiligen Ent-

sendeland übermitteln. Das AMS (Arbeitsmarktservice) bekommt diese Daten übermittelt – die Entsendebestäti-

gung ist kostenpflichtig. Die Kosten hängen von der Anzahl der Beilagen ab (Antragsgebühr EUR 14,30, je Beila-

ge EUR 3,90, Verwaltungsabgabe EUR 6,50). Die Meldung muss mindestens 2 Wochen vor Arbeitsantritt getätigt 

werden, damit die Möglichkeit besteht, dass die Entsendung rechtzeitig bewilligt wird. Die Übermittlung an die 

Zentrale Koordinationsstelle bedeutet jedoch nicht, dass der Antrag positiv erledigt werden muss. Wir empfehlen 

daher, vorab eine Anfrage beim zuständigen Arbeitsmarktservice wegen einer Sondergenehmigung und auch 

wegen der Abklärung, ob eine Chance auf positive Erledigung besteht, zu stellen. 

 

Der ausländische Arbeitgeber hat aber alle zu entsendenden Arbeitskräfte aus EU-/EWR-Staaten oder der 

Schweiz nach Österreich spätestens eine Woche vor Arbeitsaufnahme bei der Zentralen Koordinierungsstelle 

des Bundesministeriums für Finanzen elektronisch – früher die Formulare ZKO 3 bzw. ZKO 3a – nunmehr mittels 

Webformular 

https://www.formularservice.gv.at/forms/fscasp/content/bin/fscvext.dll?ax=COO.1.1001.1.83288&dx=COO.1.1001

.1.83191&sol_createclass=COO.3000.550.1.501535 anzumelden. Auch das frühere Formular ZKO 3a für die 

Meldung von weiteren Dienstnehmern existiert nicht mehr. Im Webformular unter Schritt 3 gibt es den Button 

„Eintrag für weitere Arbeitnehmer erzeugen“. Dieser ersetzt das Formular ZKO 3a. 

 

Die Meldung muss folgende Punkte beinhalten: 

 Name und Anschrift des Arbeitgebers 

 Name des „Beauftragten Person“ (Weisungsberechtigter gegenüber entsandten Arbeitnehmern) 

 Name und Anschrift des inländischen Auftraggebers (bzw. Generalunternehmers) 

 Name, Geburtsdatum, Sozialversicherungsnummer und Staatsangehörigkeit des nach Österreich ent-

sandten Arbeitnehmers 

 Beginn und voraussichtliche Dauer der Beschäftigung in Österreich 

 Höhe des Entgelts des einzelnen Arbeitnehmers 

 Ort der Beschäftigung in Österreich (auch andere Einsatzorte in Österreich) 

 Art der Tätigkeit und Verwendung des Arbeitnehmers 

 Sofern für die Beschäftigung der entsandten Arbeitnehmer im Sitzstaat des Arbeitgebers eine behördli-

che Genehmigung erforderlich ist, jeweils die ausstellende Behörde sowie die Geschäftszahl, das Aus-

stellungsdatum und die Geltungsdauer oder eine Abschrift der Genehmigung. 

https://www.formularservice.gv.at/forms/fscasp/content/bin/fscvext.dll?ax=COO.1.1001.1.83288&dx=COO.1.1001.1.83191&sol_createclass=COO.3000.550.1.501535
https://www.formularservice.gv.at/forms/fscasp/content/bin/fscvext.dll?ax=COO.1.1001.1.83288&dx=COO.1.1001.1.83191&sol_createclass=COO.3000.550.1.501535
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 Sofern die entsandten Arbeitnehmer im Sitzstaat des Arbeitgebers eine Aufenthaltsgenehmigung benö-

tigen, jeweils die ausstellende Behörde sowie die Geschäftszahl, das Ausstellungsdatum und die Gel-

tungsdauer oder eine Abschrift der Genehmigung. 

 

Der Arbeitgeber kann einen Arbeitnehmer zum Beauftragten bestellen und diesem die Ausübung des Weisungs-

rechts gegenüber den entsendeten Mitarbeitern übertragen. Dieser hat eine Abschrift der Meldung mitzuführen. 

Nach Auskunft der Zentrale Koordinationsstelle des BMF für die Kontrolle illegaler Beschäftigung erhält man nach 

dem Ausfüllen des Web-Formulars eine Transaktionsnummer. Dies ist der Beleg, dass das Formular ausgefüllt 

und gesendet wurde. Diese Transaktionsnummer/Bestätigung der Meldung muss im Falle einer Kontrolle mitge-

führt werden. Hat aber der Auftraggeber dem Beauftragten keine Abschrift der Meldung ausgehändigt, so hat 

dieser Meldung bei der Zentralen Koordinierungsstelle des BMF zu erstatten. 

 

Längerer Aufenthalt eines EWR-Bürgers in Österreich 

EWR-Bürger, die sich länger als drei Monate in Österreich aufhalten wollen, müssen dies – innerhalb von vier 

Monaten nach der Einreise – bei der zuständigen Niederlassungsbehörde anzeigen. Sie haben den Antrag auf 

Ausstellung einer Anmeldebescheinigung zu stellen. 

 

3. Arbeitsrechtliche Ansprüche 

Grundsätzlich gelten für Arbeitsverhältnisse entsandter Arbeitnehmer die Rechtsvorschriften des Entsende-

staates. Die Rechtsnormen der EU sehen allerdings zwingend vor, dass die Beschäftigungsbedingungen der 

entsandten Arbeitskraft in einigen Bereichen den Arbeitsbedingungen für vergleichbare Arbeitnehmer im 

Beschäftigungsstaat, also den Bedingungen in Österreich entsprechen müssen, sofern das für den Arbeitneh-

mer von Vorteil ist. 

 

Grenzüberschreitend entsandte Arbeitnehmer haben gem. § 7 Abs 1 Z 1 AVRAG zumindest Anspruch auf das in 

Österreich kollektivvertraglich geregelte Entgelt. Weiters sind die geltenden Regelungen der Höchstarbeits- und 

der Mindestruhezeiten zwingend einzuhalten. Für die Dauer der Entsendung ist der üblich bezahlte Mindestjah-

resurlaub zu gewähren. Nach Beendigung der Entsendung behält der Arbeitnehmer den der Dauer der Entsen-

dung entsprechenden aliquoten Teil der Differenz zwischen dem österreichischen Urlaubsausmaß und dem Ur-

laubsausmaß im Entsendestaat. Ist das Urlaubsausmaß im Entsendestaat höher als in Österreich, so hat der 

entsandte Arbeitnehmer Anspruch auf das höhere Urlaubsausmaß. Die in Österreich geltenden Schutzbestim-

mungen (zB Bestimmungen über den Schutz von Kindern, Jugendlichen, Schwangeren und Müttern sowie Vor-

schriften über Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz) sind einzuhalten. 

 

4. Sozialversicherung 

Entsandte Arbeitskräfte bleiben nach den sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften des Entsendestaates 

versichert, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

 Eine voraussichtliche Entsendedauer von maximal 24 Monaten. 

 Die Arbeitnehmerin löst keine Arbeitskraft ab, deren Entsendezeit abgelaufen ist (Kettenentsendung). 

 Tätigkeit wird auf Rechnung des Entsendeunternehmens ausgeführt. 

 Der Unternehmer übt eine Geschäftstätigkeit im Entsendestaat aus. 
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Sind diese Voraussetzungen erfüllt, wird vom zuständigen Sozialversicherungsträger des Entsendestaates 

die Bescheinigung A1 (Geltung der sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften des Entsendestaates) ausge-

stellt. Wenn diese nicht erfüllt sind, kommen die österreichischen Rechtsvorschriften über die soziale Sicherheit 

zur Anwendung. Die Bescheinigung A1 ist vom Dienstnehmer mitzuführen. 

 

Wichtig ist, dass eine Abgrenzung zwischen „Erbringung einer Dienstleistungstätigkeit“ und einer „Niederlassung“ 

erfolgt. Eine Niederlassung in Österreich wird vor allem dann angenommen, wenn 

 eine fixe Niederlassung/Verwaltungssitz besteht oder 

 Neukundenakquise betrieben wird oder 

 eine Lagerhalle angemietet wird, ein Festnetzanschluss, etc. besteht. 

 

Maßgeblich ist dabei die Beurteilung, wo das Unternehmen hauptsächlich tätig ist. Ob eine Niederlassung in 

Österreich besteht, ist schwierig zu überprüfen und bedarf meist eines Anlassfalles der Finanzpolizei. Wurde zu 

Unrecht keine Niederlassung angenommen, werden etwaige nicht entrichtete SV-Beiträge nachgefordert. Wenn 

eine Niederlassung in Österreich besteht, muss zumindest die Wirtschaftskammerumlage einbezahlt werden. 

 

Weiters ist zu beachten, ob die entsandten Mitarbeiter dem Geltungsbereich des Bauarbeiter- Urlaubs- und Ab-

fertigungsgesetz (BUAG) unterliegen. Dies richtet sich nach den tatsächlich ausgeübten Tätigkeiten (zB Bauar-

beiter). Für die Dauer der Entsendung sind ab dem 1. Tag der Entsendung vom Unternehmen Zuschläge zum 

Lohn an die BUAK zu entrichten. Grundsätzlich hat das Entsendeunternehmen die Verpflichtung, die Entsendung 

von Arbeitnehmern in die österreichische Bauwirtschaft im Rahmen des Europaverfahrens auf www.buak.at in-

nerhalb von 14 Tagen nach Tätigkeitsaufnahme der BUAK mitzuteilen. Diese Erstmeldung entfällt, wenn das 

Formular ZKO 3 bereits übermittelt wurde. Sofern die Entsendung einen Monat überschreitet, sind monatlich bis 

zum 15. Tag des dem zu verrechnenden Zeitraumes folgenden Monats Folgemeldungen abzugeben. Bei dem 

unter Punkt 1. angeführten Beispiel (Freileitungsmonteure, Starkstromelektriker) wäre zu prüfen, ob Freileitungs-

monteure unter die BUAK-Pflicht fallen. Im Normalfall ist dies nicht der Fall, sollten aber zusätzlich Strommasten 

montiert werden, könnte eine BUAK-Pflicht (Baugewerbe) erfüllt werden. 

 

5. Ertragssteuerliche Bestimmungen 

Eine Betriebsstätte im Sinne des Art 5 OECD-Musterabkommen (ebenso im DBA AT-HU) bedeutet, dass die 

Tätigkeit des Unternehmens ganz oder teilweise in einer festen Geschäfts- oder Produktionseinrichtung ausgeübt 

wird. In der Praxis werden durch kurzfristig – in der Regel mehr als sechs Monate – bestehende Geschäftsein-

richtungen bereits Betriebsstätten begründet. Insbesondere ist der Ort der Leitung, eine Zweigniederlassung, 

eine Geschäftsstelle, eine Fabrikations- oder eine Werkstätte eine Betriebsstätte. Bauausführungen oder Monta-

gen, deren Dauer zwei Jahre überschreitet, gelten ebenso als Betriebsstätte. 

 

Die Gewinne dieser Betriebsstätte dürfen im Betriebsstättenstaat besteuert werden. Der Arbeitgeber unterliegt 

daher mit seinen Einkünften aus Gewerbebetrieb der beschränkten Steuerpflicht in Österreich. 

 

Ausländische Arbeitnehmer haben gem. Art 15 OECD-Musterabkommen Bezüge aus nichtselbständiger Arbeit in 

jenem Staat zu besteuern, in dem die Tätigkeit ausgeübt wird (Tätigkeitsortprinzip). Das Besteuerungsrecht ver-

bleibt aber im Ansässigkeitsstaat, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

http://www.buak.at/
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 Der Empfänger der Vergütungen im Tätigkeitsstaat hält sich nicht länger als 183 Tage innerhalb eines 

Zeitraumes von 12 Monaten, der während des betreffenden Steuerjahres beginnt oder endet, im Tätig-

keitsstaat auf (abweichend davon DBA AT-HU: der Empfänger der Vergütungen im Tätigkeitsstaat hält 

sich nicht länger als 183 Tage innerhalb des betreffenden Steuerjahres auf) und 

 die Vergütungen werden von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt, der nicht im ande-

ren Staat ansässig ist und 

 die Vergütungen werden nicht von einer Betriebsstätte getragen, die der Arbeitgeber im anderen Staat 

hat. 

 

Nur wenn alle drei Voraussetzungen gemeinsam erfüllt sind, kann das Besteuerungsrecht beim Ansässigkeits-

staat der Arbeitnehmer verbleiben. Wenn der Arbeitgeber aufgrund zB einer festen Einrichtung eine Betriebsstät-

te im Tätigkeitsstaat begründet und die Vergütungen (Löhne) der Arbeitnehmer von dieser Betriebsstätte getra-

gen werden, fällt das Besteuerungsrecht vom ersten Tag an dem Tätigkeitsstaat zu. 

 

Die ausländischen Arbeitnehmer werden in diesem Fall in Österreich steuerpflichtig. Ausländische Arbeitnehmer, 

die einen Arbeitsvertrag von mehr als sechs Monaten besitzen, haben ab Beginn ihrer Tätigkeit den gewöhnli-

chen Aufenthalt in Österreich und werden somit unbeschränkt steuerpflichtig gem. § 1 Abs 2 EStG. Die Steuer-

pflicht erstreckt sich auf alle in- und ausländischen Einkünfte. Wenn der Arbeitnehmer in Österreich keinen 

Wohnsitz hat und kein gewöhnlicher Aufenthalt vorliegt, so wird der Arbeitnehmer beschränkt steuerpflichtig gem. 

§ 1 Abs 3 EStG. Gem. § 98 Abs 1 Z 4 EStG unterliegen Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, die im Inland 

ausgeübt oder verwertet werden, der beschränkten Einkommensteuerpflicht. 

 

Für Arbeitgeber gilt bei Entsendungen nach Österreich: Die Einkommensteuer der Arbeitnehmer wird durch 

Lohnsteuerabzug erhoben, sofern im Inland eine Betriebsstätte besteht. Als Betriebsstätte gilt bereits jede vom 

Arbeitgeber im Inland für die Dauer von mehr als einem Monat unterhaltene feste örtliche Anlage oder Ein-

richtung, wenn sie der Tätigkeitsausübung durch den Arbeitnehmer dient. So stellt zum Beispiel ein Warenlager, 

das ein Vertreter in seinem Wohnhaus einrichtet, nur dann eine Betriebsstätte dar, wenn dem Arbeitgeber ein 

Nutzungsrecht am Warenlager eingeräumt ist. Im Falle internationaler Personalentsendung wird eine Be-

triebsstätte in Österreich nur dann begründet, wenn nicht nur eine bloße Duldungsleistung (Arbeitskräftege-

stellung) vorliegt, sondern das entsendende Unternehmen eine Aktivleistung (Assistenzleistung) erbringt. Hat 

ein ausländischer Arbeitgeber im Inland keine Betriebsstätte, so unterliegt er grundsätzlich nicht den Vorschrif-

ten über den Steuerabzug vom Arbeitslohn. In diesem Fall ist der Arbeitnehmer mit den Einkünften aus nicht-

selbständiger Arbeit zu veranlagen. Der DBA-rechtliche Begriff der Betriebsstätte ist für den Lohnsteuerabzug 

nicht relevant, da der Lohnsteuereinbehalt eine innerstaatliche Bestimmung ist, die durch das DBA nicht einge-

schränkt wird. Wenn der ausländische Arbeitgeber Arbeitskräfte in Österreich beschäftigt, ohne dass eine Lohn-

steuerbetriebsstätte begründet wird, ist es dennoch möglich, durch einen befugten Vertreter im Inland die Lohn-

konten für den ausländischen Arbeitgeber führen zu lassen und die Einkommensteuer im Abzugswege einzube-

halten. 

 

6. Liste der mitzuführenden Unterlagen am Arbeitsort in Österreich 

 Abschrift der Meldung an die Zentrale Koordinationsstelle des BMF (Webformular ZKO 3) 

 Sofern in Österreich keine Sozialversicherungspflicht besteht, Unterlagen über die Anmeldung des Ar-

beitnehmers zur Sozialversicherung (Bescheinigung A1). 
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 Das Entsendeunternehmen muss die Lohnunterlagen in deutscher Sprache am österreichischen Tä-

tigkeitsort bereithalten. Als Lohnunterlagen gelten neben dem Arbeitsvertrag und dem Dienstzettel alle 

Arbeitszeitaufzeichnungen, Lohnaufzeichnungen oder Lohnzahlungsnachweise des Arbeitgebers (zB 

Banküberweisungsbelege). 

 Bescheinigung über die Anzeige über die Erbringung grenzüberschreitender Dienstleistungen 

 

7. Haftungs- und Strafbestimmungen für österreichische Unternehmer bei Beschäfti-

gung von Arbeitnehmern aus anderen EU-Staaten 

Grundsätzlich haftet der Generalunternehmer als Bürge für Ansprüche auf das gesetzliche, durch Verordnung 

festgelegte oder kollektivvertragliche Entgelt der vom Subunternehmer eingesetzten Arbeitnehmer. Gem. § 7b 

Abs 9 AVRAG besteht das Risiko von Verwaltungsstrafen, wenn der Arbeitgeber aus dem EWR-Raum kommt. 

Werden die geforderten Meldungen vom Arbeitgeber oder vom Beauftragten nicht rechtzeitig erstattet oder erfor-

derliche Unterlagen nicht bereitgehalten, ist dies eine Verwaltungsübertretung und mit einer Geldstrafe bis zu 

EUR 5.000,00 bzw. im Wiederholungsfall bis EUR 10.000,00 zu ahnden. 

 

Bei der Erbringung von Bauleistungen haftet der Generalunternehmer für Abführung der Abgaben an österreichi-

sche Krankenversicherungsträger im Höchstausmaß von 20 % des geleisteten Werklohnes und zusätzlich für die 

vom Finanzamt einzuhebenden lohnabhängigen Abgaben im Höchstausmaß von 5 % des geleisteten Werkloh-

nes. 

 

Strafsätze bei illegal Beschäftigten in Österreich 

Fehlt die Meldebestätigung oder eine erforderliche Entsende- oder Beschäftigungsbewilligung, liegt eine illegale 

Ausländerbeschäftigung nach § 28 AuslBG vor. Neben dem Auftraggeber ist auch der Auftragnehmer zu bestra-

fen. Die Strafsätze sind abhängig von der Anzahl der zu unberechtigt beschäftigten Ausländer. 

 

Strafhöhe, wenn ein ausländischer Arbeitgeber Dienstnehmer nach Österreich entsendet, ohne dass eine Be-

schäftigung- oder Entsendebewilligung erteilt oder eine Anzeigebestätigung an die ZKO getätigt wurde: 

 Bei unberechtigter Beschäftigung von maximal drei Ausländern für jeden unberechtigt Beschäftigten 

droht eine Geldstrafe von EUR 1.000,00 bis zu EUR 10.000,00, im Wiederholungsfall von EUR 2.000,00 

bis zu EUR 20.000,00. 

 Bei unberechtigter Beschäftigung von mehr als drei Ausländern für jeden unberechtigt Beschäftigten 

droht eine Geldstrafe von EUR 2.000,00 bis zu EUR 20.000,00, im Wiederholungsfall von EUR 4.000,00 

bis zu EUR 50.000,00. 

 

Es ist zu empfehlen, dass sich der österreichische Unternehmer die Anzeige über die Erbringung von Dienstleis-

tungen, die ZKO3-Meldung und die A1-Bescheinigung für jeden Arbeitnehmer in Kopie aushändigen lässt. Zu-

sätzlich ist es sinnvoll, sich vertraglich zusichern zu lassen, dass jede Änderung der Arbeitnehmer angezeigt 

wird. Dies sind die Basisvoraussetzungen, dass eine grobe Fahrlässigkeit ausgeschlossen werden kann. Darüber 

hinaus ist es empfehlenswert, sich die Polizzen der Berufshaftpflichtversicherungen anzusehen, ob Schäden 

durch ausländische Subunternehmer gedeckt sind. 
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8. Formulare 

Liste der reglementierten Gewerbe 
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Anzeige über die Erbringung grenzüberschreitender Dienstleistungen in Österreich (natürliche Person) 
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Anzeige über die Erbringung grenzüberschreitender Dienstleistungen in Österreich (juristische Person) 
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Jährliche Erneuerung der Anzeige über die Erbringung grenzüberschreitender Dienstleistungen 
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früheres Formular ZKO 3 
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Screenshot des Webformulares (früher ZKO 3) 
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früheres Formular ZKO 3a 
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Bescheinigung A1 
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Antrag auf Ausstellung einer Anmeldebescheinigung für EWR-Bürger 
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